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A n fra g e 

der Abgeordneten Dr. SCHWIMMER;, Dr. Johann Haider:; Dipl. Ing. Riegler 

und Genossen 

an den Bundesminister fUr soziale Verwaltung 

betreffend Unwahrheit bei der Beantwortung einer Anfrage durch 

den Sozialminister 

In der Beantwortung der Dringlichen Anfrage vom 20.2.1980 hat 

der Bundesminister fUr soziale Verwaltung die Behauptung aufgestellt:; 

die KUrzung der Ausgleichszulagen fUr mindestens 14.000 

bauerliche Pensionisten seit 1.1.1980 sei auf eine 11 Jahre alte 

Regierungsvorlage der tJVP-Regierung ZUy,ückzufUhren. 

Dies hat der Erstunterzeichner der gegenständlichen An.frage 

Dr.Schwimmer;, bereits in der Debatte vom 20.2.1980 als "glatte 

Unwahrheit" bezeichnet. Richtig ist an der Darstellung des 

Sozialministers nur;, daß es durch die Regierungsvorlage der 

rJVP-Regierung zur EinfUhrung der Bauernpensionsversicherung kam. 

In dem darauf beruhenden Bauernpensionsversicherungsgesetz wurde 

aber festgelegt;, daß fUr die Bewertung des Ausgedinges zur 

Berechnung allfalliger Ausgleichszulagen der jeweilige Einheitswert 

im Zeitpunkt der Ubergabe bzw. Aufgabe des land(forstJwirtschaftlichen 

Betriebes entscheidend sei. 

Die Anrechnung kUnftiger Erh8hungen der Einheitswerte nach Ub~rgabe 

oder Aufgabe des Betriebes war nach der tJVP-Regierungsvorlage 

nicht m8glich. Dementsprechend lehnte das Oberlandesgericht Wien 

als H8chstgericht in Leistungsangelegenheiten der Sozialversicherung 

auch KUrzungen der Ausgleiahszulagen ab;, die der Sozialminister 

bereits nach der außertourlichen 10 %igen Einheitswerterh8hung 

im 2. Abgabenanderungsgesetz verordnen wollte. 
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Zu~ Kürzung der Ausgleichszulagen ab 1.1.1980 konnte es daher nur 

dUl'ch eine eigene, gegen di e Stimmer; deI' ÖVP besch lossene 

gesetzliche Regelung kommen, die eine Ausnahmebestimmung zum 

System der seinerzeitigen Regierungsvol~Zage der äVP -Regiel>ung darsteUt. 

Allein die Tatsache der Notwendigkeit einer Ausnahmebestimmung 

beweist die Unhaltbarkeit deI' Argumentation des Sozialministers. 

Als Tatsache bleibt, daß im Dezember 1979 die SPä-Mehrheit 

gesetzliche Bestimmungen beschlossen hat, die ausdrücklich auf 

eine KUl'zung von Ausgleichszulagen und damit Pensionseinkommen 

abzielen und somit einen bishel' einmaligen Leistungsabbau, 

gel>ade bei Beziehern von Kleinstpensionen, dal'stellen. 

Aus diesem Gl'unde stellen die unterzeichneten Abgeol'dneten an 

den Herrn Bundesministel' für soziale Verl,Jaltung folgende 

A n fra g e : 

1. Weshalb haben Sie entgegen den h~chstgerichtlichen Entscheidungen 

Gesetzesanderungen vorgeschlagen, die ab 1.1.1980 fUr mindes~ens 

14.000 hauerliche Pensionisten zu einer empfindlichen Kürzung 

der AusgZeichszuZagen und damit des Pensionseinkommens 

geführt haben ? 

2. Wie bringen Sie diese EinkommenskUrzungen mit Ihrer ErkZarung 

vom 24.2.1977 im Nationalrat in Einklang, wonach ein Leistungs­

abbau in der Pensionsversicherung nicht in Frage komme und 

alZen Pensionisten auch die volZe Pensionsanpassung garantiert 

sei ? 

3. WeZche Gründe wal'sn dafUI' maßgebend, daß ausgerechnet durch 

Einkornmenskürzungen bei Bezieh~n von KZein- und KZeinstpensionen 

Ein.sparungen vorgenommen wUI>dilü.? 
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